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Drucksache V/1594 


Der Bundesminister der Justiz 

4400/4 I - 29050/67 Bonn, den 28. März 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Strafvollzug 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. h.c. 
Güde und Genossen 
— Drucksadle V/1520 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. h.c. Güde 
und Genossen betreffend Strafvollzug beantworte idi wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Große Straf- 
rechtsreform ohne eine gleichzeitig in Kraft tretende Reform 
des Strafvollzuges kriminalpolitisch ihr Ziel verfehlen würde? 

Die Reform des Strafvollzugs ist ein wesentlicher Teil der 
Gesamtreform des Strafrechts. Der kriminalpolitische Erfolg der 
Reform des materiellen Strafrechts hängt zu einem großen Teil 
von der noch fehlenden gesetzlichen Regelung des Strafvoll- 
zugs ab. Der eigentliche Inhalt der Freiheitsstrafen und der 
mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln der Besserung 
und Sicherung ergibt sich erst aus der Art des Vollzugs. Von 
seiner sinnvollen Gestaltung hängen die Möglichkeiten ab, dem 
Gefangenen wirksam zu helfen, sich in die Gemeinschaft ein- 
zufügen und ein gesetzmäßiges Leben zu führen. Ich teile 
daher die Auffassung, daß mit einem neuen Strafgesetzbuch 
zugleich entsprechende Strafvollzugsvorschriften in Kraft treten 
müssen, wenn die große Strafrechtsreform ihr kriminalpoli- 
tisches Ziel erreichen soll. 

2. Wird die Bundesregierung, nachdem der Sonderausschuß für 
die Strafrechtsreform eine Vorentscheidung für das System 
der Strafen und Maßregeln getroffen hat, nunmehr eine Große 
Strafvollzugskommission berufen? 

Ich beabsichtige, alsbald eine Strafvollzugskommission einzu- 
berufen. Am 3. März 1967 habe ich bereits über die Kommis- 
sion und deren Zusammensetzung mit den Justizministern und 
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-Senatoren der Länder vorbereitend gesprochen. Ich erwarte 
Vorschläge der Landesjustizverwaltungen zur Zusammensetzung 
der Kommission, die mir bis Ende April zugesagt wurden. 

3. Für wann beabsichtigt die Bundesregierung die Vorlage eines 
Entwurfs eines Bundesstrafvollzugsgesetzes? 

Ich beabsichtige, den Entwurf eines Bundesstrafvollzugsge- 
setzes so rechtzeitig vorzulegen, daß es zugleich mit dem 
neuen Strafgesetzbuch in Kraft treten kann. Voraussetzung 
ist nicht zuletzt ein ausreichend besetztes Referat für die Re- 
form des Strafvollzugs im Bundesministeriums der Justiz, das 
die Beratungen der Vollzugskommission vorbereitet, unterstützt 
und auswertet. Ich hoffe, daß es mir gelingen wird, in abseh- 
barer Zeit diese Voraussetzung zu schaffen. 


4. Welche Anregungen hat der Herr Bundesminister der Justiz 
gemäß seinen Ausführungen in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 18. Januar 1967 den Justizministern der Län- 
der für eine Überprüfung der geltenden Landesrichtlinien für 
den Strafvollzug gegeben? 

Bei den von mir erwähnten Anregungen handelt es sich neben 
der Möglichkeit für Gefangene, Petitionen verschlossen ein- 
reichen zu können, vor allem um eine stärkere Beteiligung 
der Öffentlichkeit an der Gestaltung des Vollzugs, um die 
Erweiterung der Möglichkeiten eines offenen Vollzugs auch 
an Erwachsenen, um eine weitgehende Anpassung des Maß- 
regelvollzugs an den Grundsatz der Zweispurigkeit, um eine 
verstärkte Heranziehung von Psychiatern und im Zusammen- 
hang damit um die probeweise Einrichtung von Bewahrungs- 
anstalten, um eine bessere Ausbildung nicht zuletzt auch der 
Vollzugsbeamten des höheren Dienstes und um eine Über- 
prüfung der Dienst- und Vollzugsordnung in allen jenen Punkten, 
in denen schon nadi geltendem Recht eine planvollere Aus- 
richtung des Vollzugs auf die Wiedereingliederung des Ge- 
fangenen in die Gemeinsdiaft hin möglich erscheint, über 
einige dieser Anliegen sind mit den Landesjustizverwaltungen 
bereits Gespräche aufgenorninen worden, andere werden - so 
hoffe ich — in den nächsten Sitzungen des Strafvollzugsaus- 
schusses der Länder besprochen werden. 


5. Wie steht die Bundesregierung zu dem dem Herrn Bundesmi- 
nister der Justiz am 27. Oktober 1966 vom Bevollmächtigten 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland übermittel- 
ten Vorschlag der Strafvollzugskommission der EKD, bereits 
jetzt in das geltende Strafgesetzbuch einen Paragraphen „Auf- 
gaben des Vollzuges von Freiheitsstrafen" aufzunehmen? 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit seinem 
Schreiben vom 27. Oktober 1966 als Zwischenlösung bis zum 
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Inkrafttreten eines Strafvollzugsgesetzes eine Novellierung des 
geltenden Strafgesetzbuches durch Einfügung von Vorschriften 
über die Aufgabe des Vollzugs von Freiheitsstrafen vorge- 
schlagen. Seinen Vorschlag begründet er damit, daß die Be- 
ratungen des Entwurfs eines Strafgesetzbuches 1962 möglicher- 
weise nicht rechtzeitig abgeschlossen werden könnten. 

Daß ein Strafvollzugsgesetz notwendig ist, und daß es zugleich 
mit dem neuen Strafgesetzbuch in Kraft treten sollte, steht 
außer Zweifel. Ich weiß mich mit dem Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform in dem Bemühen einig, die Arbeiten an dem 
Entwurf eines Strafgesetzbuches 1962 noch in dieser Legisla- 
turperiode zum Abschluß zu bringen. Ich werde, wie ich schon 
dargelegt habe, bestrebt sein, den Entwurf eines Strafvollzugs- 
gesetzes rechtzeitig vorzulegen. Einer Zwischenlösung bedarf 
es, wenn dieses Vorhaben gelingt, nicht. Gegebenenfalls können 
gewisse Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes, soweit sie vom 
System der Strafen und Maßregeln unabhängig sind, schon 
vor dem neuen Strafgesetzbuch in Kraft treten. 

Sollte sich herausstellen, daß der Entwurf eines neuen Straf- 
gesetzbuches in dieser Legislaturperiode nicht mehr verab- 
schiedet werden kann, müßte erwogen werden, den Entwurf 
eines Strafvollzugsgesetzes im Rahmen des geltenden Straf- 
gesetzbuches vorzubereiten. Damit müßte eine Novellierung 
des Strafgesetzbuches verbunden werden. Eine bloße Ergänzung 
im Sinne des Vorschlags der Strafvollzugskommission der Evan- 
gelischen Kirche Deutschlands erschiene mir nicht ausreichend. 


6. Ist bei den Bundesländern nunmehr die Bereitschaft vorhan- 
den, gemäß dem Beschluß des 4. Deutschen Bundestages vom 
25. Mai 1965 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Bundesländern ein Abkommen über die Errichtung, die 
Aufgaben und die Finanzierung eines zentralen Institutes zur 
Ausbildung und Fortbildung von Strafvollzugsbediensteten ab- 
zuschließen? 

Der Bundesminister der Justiz hat dem Deutschen Bundestag 
über seine Bemühungen im Sinne des Beschlusses vom 25. Mai 
1966 berichtet und festgestellt, daß die Voraussetzungen für ein 
Abkommen über die Errichtung, die Aufgaben und die Finan- 
zierung eines zentralen Instituts zur Ausbildung und Fortbil- 
dung der Strafvollzugsbediensteten noch nicht gegeben sind 
(Drucksache V/233). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 47. Sitzung am 16. Juni 
1966 diesen Bericht zur Kenntnis genommen und die Bundes- 
regierung gebeten, im Einvernehmen mit den Ländern die Be- 
mühungen um eine Ausbildung der Strafvollzugsbediensteten 
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fortzusetzen (Drucksache V/632). Dementsprechend wurde die 
Angelegenheit noch einmal auf der 34. Justizministerkon- 
ferenz vom 11. bis 13. Oktober 1966 in Kiel erörtert und be- 
schlossen, den Strafvollzugsausschuß der Länder zu beauftragen, 
sich mit diesem Fragenkreis zu befassen. Nachdem der Straf- 
vollzugsausschuß auf seiner 27. Tagung vom 22. bis 25. No- 
vember 1966 in Bremen wegen Zeitmangels sich nicht mehr 
mit diesem Punkt der Tagesordnung befassen konnte, soll die 
Frage auf der 28. Tagung des Strafvollzugsausschusses vom 
30. Mai bis 2. Juni 1967 in Stuttgart besprochen werden. 


Dr, Heinemann 



